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Kreis Lippe 
 

248 Immissionsschutz 

 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Kreis Lippe – Der Landrat         Datum: 27.07.2026 
Fachgebiet 680 – Immissionsschutz 
Umweltrecht und Controlling  
Felix-Fechenbach-Straße 5 
32756 Detmold 
immissionsschutz@kreis-lippe.de 
 
Aktenzeichen: 
766.0011/26/1.6.2 (BT-68) 
 
Immissionsschutz 
Genehmigung für die Änderung und den geänderten Be-
trieb einer Windenergieanlage (WEA) im Außenbereich 
der Stadt Barntrup 
 
Der Henschelberg GbR, Nüllbergweg 2, 32699 Extertal, 
wurde mit Bescheid vom 22.05.2026 die Genehmigung gem. 
§ 16b Abs. 7 BImSchG für die Änderung und den geänder-
ten Betrieb von einer Windenergieanlage des Typs Enercon 
E-175 EP5 E2 (Nennleistung: 7.000 kWel, Nabenhöhe: 
162,0 m, Rotor-durchmesser: 175,0 m, Gesamthöhe: 249,5 
m) auf dem nachfolgend aufgeführten Betriebsgrundstück  
 
• BT-68: Barntrup, Gemarkung Alverdissen, Flur 1, 
Flurstück 9 
 
erteilt. 
 
Der Änderung der Errichtung und des geänderten Betriebs 
der Windenergieanlage liegt der Genehmigungsbescheid 
des Kreises Lippe vom 22.05.2026 zugrunde. 
 
Die Änderungsgenehmigung umfasst im Vergleich zur Ge-
nehmigung nach § 4 BImSchG vom 01.10.2025 insbeson-
dere einen anderen Anlagentyp mit tlw. veränderten Ausle-
gungs- und Leistungsdaten. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Änderungsgenehmi-
gungsbescheides erfolgt auf Antrag der Henschelberg GbR 
gem. § 19 Abs. 3 Satz 2 BImSchG und § 21a Abs. 1 Satz 1 
Alt. 2 der 9. BImSchV i.V.m. § 10 Abs. 8 Satz 2 bis 9 BIm-
SchG. 
 
Der Änderungsgenehmigungsbescheid enthält Bedingun-
gen und Auflagen zur Sicherstellung des Immissionsschut-
zes und zum Baurecht. Die Änderungsgenehmigung er-
lischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach der Be-
standskraft des Bescheides mit der Errichtung der Wind-
energieanlage begonnen worden ist. 
 
Der Änderungsgenehmigungsbescheid mit seiner Begrün-
dung kann vom 28.07.2026 bis einschließlich 10.08.2026 
(Auslegungsfrist) auf der Internetseite des Kreises Lippe un-
ter https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-
bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-ener-
gie.php (→ Immissionsschutz Datum: 27.07.2026 → Geneh-
migungsbescheide gem. § 21a Abs. 1 S. 1 Alt. 2 9.BImSchV) 
abgerufen und eingesehen werden. 
 
 
 

 
Hinweis: Für den o.g. Zeitraum besteht auf Verlangen zu-
sätzlich eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit in 
Form der Einsichtnahme in den Änderungsgenehmigungs-
bescheid bei der Genehmigungsbehörde (innerhalb der üb-
lichen Dienststunden). 
 
Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe: 
Montag bis Mittwoch:  von 07:30 Uhr bis 16:30 Uhr 
Donnerstag:   von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitag:    von 07:30 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
Die Vereinbarung eines Termins zur Einsichtnahme in den 
Änderungsgenehmigungsbescheid kann unter folgender Te-
lefonnummer erfolgen: 05231-626321.  
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch ge-
genüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben, 
als zugestellt. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage beim Oberverwaltungsgericht für 
das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 
Münster, erheben. 
 
Nach § 63 Abs. 1 Satz 1 BImSchG hat eine Anfechtungs-
klage eines Dritten gegen die Zulassung einer Windenergie-
anlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Me-
tern keine aufschiebende Wirkung. Das Oberverwaltungs-
gericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 
5, 48143 Münster, kann auf Antrag die aufschiebende Wir-
kung der Anfechtungsklage anordnen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)). Der Antrag kann nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
gestellt und begründet werden (§ 63 Abs. 2 Satz 1 BIm-
SchG). 
 
Hinweis 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.nrw.  
 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Winter 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

249 6. Änderungssatzung der Satzung über die 

 Durchführung der Sozialhilfe und der Grundsi-
 cherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
 
Die 6. Änderungssatzung der Satzung über die Durchfüh-
rung der Sozialhilfe und der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung im Kreis Lippe vom 07.01.2005 ist gem. 
§ 15 der Hauptsatzung des Kreises Lippe vom 02.07.2018, 
zuletzt geändert durch 2. Satzung vom 25.06.2024 zur Än-
derung der Hauptsatzung, auf der Internetseite des Kreises 
Lippe unter https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuel-
les/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-sozi-
ales.php am 24.07.2026 öffentlich bekannt gemacht wor-
den. 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 

https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-energie.php
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-soziales.php
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-soziales.php
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-bekanntmachungen/bekanntmachungen-soziales.php
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Stadt Bad Salzuflen 
 

250 Bekanntmachung der Stadt Bad Salzuflen: 

 Bebauungsplan Nr. 0240 "Cäcilienstraße",  
 Ortsteil Schötmar 
 
Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat in seiner Sitzung am 
08.07.2026 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Satzungsbeschluss 
 
Der Bebauungsplan Nr. 0240 "Cäcilienstraße", Ortsteil 
Schötmar, in der Fassung vom 01.06.2026 wird gemäß §§ 2 
und 10 BauGB in Verbindung mit § 13a BauGB und der §§ 
7 und 41 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) als Satzung beschlossen. Die zugehörige 
Begründung in der Fassung vom 01.06.2026 wird ebenfalls 
beschlossen. 

 
Bekanntmachungsanordnung 
Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 0240 "Cäcilienstraße", Ortsteil Schötmar 
sind aus dem in dieser Bekanntmachung abgedruckten 
Planausschnitt ersichtlich. 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 
0240 "Cäcilienstraße", Ortsteil Schötmar in Kraft. 
Der Bebauungsplan Nr. 0240 "Cäcilienstraße", Ortsteil 
Schötmar wird mit der Begründung gemäß § 10 Abs. 3 Satz 
2 BauGB im Fachdienst Stadtplanung der Stadt Bad Salzu-
flen, Rudolph-Brandes-Allee 19, 5. Obergeschoss, während 
der allgemeinen Dienststunden zu jedermanns Einsicht be-
reitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft 
gegeben. Zusätzlich kann der als Satzung beschlossene Be-
bauungsplan mit der Begründung, auf der Internetseite der 
Stadt Bad Salzuflen (www.bad-salzuflen.de/rechtskraeftige-
bebauungsplaene) sowie unter www.bauleitplanung.nrw 
eingesehen werden. 
 

Hinweise 
 

1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
a. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 
 

b. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und 
 

c. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorganges, 

 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Stadt Bad Salzuflen geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist dabei darzulegen.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit  
 

 
des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsan-
spruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in §§ 44 Abs. 
3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile ein-
getreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt 
wird.  
 

3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird darauf hingewiesen, 
dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
 

 
Stadt Bad Salzuflen, den     10.07.2026 
Der Bürgermeister 
 
 
Dirk Tolkemitt 
 

 
 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 

http://www.bad-salzuflen.de/rechtskraeftige-bebauungsplaene
http://www.bad-salzuflen.de/rechtskraeftige-bebauungsplaene
http://www.bauleitplanung.nrw/
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Stadt Blomberg 
 

251 Verwaltungsgebührensatzung mit Gebühren- 

 tarif der Stadt Blomberg vom 16.07.2026 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), der §§ 1, 
2, 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712/ SGV NRW 610), und des § 2 Abs. 3 des Gebührenge-
setzes für das Land NRW vom 23. August 1999 (GV NRW 
S. 524), jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, hat der 
Rat der Stadt Blomberg in seiner Sitzung vom 15.07.2026 
folgende Verwaltungsgebührensatzung beschlossen: 
 

§ 1 Gebührenpflichtige Leistungen 
 
(1) Für die in der Anlage genannten Leistungen erhebt die 
Stadt Blomberg Verwaltungsgebühren. Die Erhebung von 
Gebühren aufgrund anderer Rechtsvorschriften für beson-
dere Leistungen, die in dem Gebührentarif nicht aufgeführt 
sind, bleibt unberührt. 
 

§ 2 Höhe der Gebühr 
 
(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach der Anlage der 
Verwaltungsgebührensatzung. Bei mehreren gebühren-
pflichtigen Leistungen entstehen Gebühren einzeln nach 
den jeweiligen Tarifnummern der Anlage. 
(2) Für Leistungen, für welche die Anlage einen Gebühren-
rahmen oder eine Bemessung nach Stundensätzen vor-
sieht, sind bei der Festsetzung der Gebühr die Vorberei-
tungszeit und die wirtschaftliche oder sonstige Bedeutung 
der Leistung zu berücksichtigen. 
 

§ 3 Gebührenfreiheit 
 
(1) Gebührenfrei sind: 
a) Leistungen, für die nach gesetzlichen Vorschriften sachli-
che oder persönliche Gebührenfreiheit besteht, 
b) Leistungen im Rahmen der Amtshilfe, 
c) Leistungen, die überwiegend im öffentlichen Interesse lie-
gen (Beispiele: Wirtschaftsförderung, Wissenschaft etc.). 
Über das Vorliegen eines öffentlichen Interesses entschei-
det die Leitung der sachlich zuständigen Organisationsein-
heit nach pflichtgemäßem Ermessen. 
 
 

§ 4 Auslagenersatz 
 
(1) Auslagen im Sinne des § 5 Abs. 7 des Kommunalabga-
bengesetzes des Landes NRW kann die Stadt auch dann 
gesondert in Rechnung stellen, wenn die Leistung selbst ge-
bührenfrei ist. 
 

§ 5 Billigkeitsmaßnahmen 
 
(1) Gebühren und Auslagen können auf Antrag ganz oder 
teilweise erlassen werden, wenn dies aus Gründen der Bil-
ligkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Härten, gebo-
ten ist. Eine unbillige Härte liegt z.B. vor bei nachgewiesener 
wirtschaftlicher Leistungsunfähigkeit, Bezug von Sozialleis-
tungen, sowie bei besonderen persönlichen oder wirtschaft-
lichen Ausnahmesituationen. Der Antrag ist vom Gebühren-
schuldner zu stellen und zu begründen. Die für die Entschei-
dung erforderlichen Nachweise sind vorzulegen. Über den  

 
Antrag nach Absatz 1 entscheidet die Leitung der sachlich 
zuständigen Organisationseinheit nach pflichtgemäßem Er-
messen. 
(2) Im Übrigen richten sich die Stundung und der Erlass von 
Verwaltungsgebühren nach den Vorschriften des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land NRW in der zurzeit gel-
tenden Fassung. 
 

§ 6 Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner ist, wer die Leistung selbst oder 
durch zurechenbares Verhalten eines Dritten veranlasst hat 
oder wer durch sie begünstigt wird. 
 
(2) Von mehreren an einer Angelegenheit Beteiligten ist je-
der gebührenpflichtig, soweit die Leistung ihn betrifft. 
 
(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuld-
ner. 
 

§ 7 Fälligkeit 
 
(1) Die Gebühr wird mit der Erbringung der Leistung fällig 
und wird bar oder unbar durch Vorkasse erhoben. Im Einzel-
fall kann die Gebühr anstelle der Vorkasse durch Gebühren-
bescheid festgesetzt werden. Nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheides wird die Gebühr nach 14 Tagen fällig. 
 

§ 8 Gebühren bei Ablehnung oder Zurücknahme von 
Anträgen 

sowie für Widerspruchsbescheide 
 
(1) Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige Leistung ab-
gelehnt oder vor ihrer Beendigung zurückgenommen, so 
wird eine Gebühr gem. § 5 Abs. 2 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land NRW in der zurzeit geltenden Fas-
sung erhoben. 
(2) Für Widerspruchsbescheide wird nur dann eine Gebühr 
erhoben, wenn der Verwaltungsakt gegen den Widerspruch 
erhoben wird, gebührenpflichtig ist und wenn und soweit der 
Widerspruch zurückgewiesen wird. Die Höhe der Gebühr 
richtet sich nach § 5 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land NRW in der zurzeit geltenden Fassung. 
 

§ 9 Beitreibung 
 
(1) Die Gebühren können nach § 1 des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes des Landes NRW in der zurzeit geltenden 
Fassung im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben wer-
den. 
 

§ 10 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
im Kreisblatt- Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Verwaltungsgebührensatzung der Stadt 
Blomberg vom 16.07.2026 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften des § 7 Abs 6 der  
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Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs 
Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher be-
anstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg https://www.blomberg-
lippe.de/Service-Verwaltung/öffentliche-
Bekanntmachungen/ 
einsehbar.  
 
Blomberg, den 17.07.2026 
Stadt Blomberg  
Der Bürgermeister 
 
 
Gez. Dolle 
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Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
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Stadt Detmold 
 

252 Bekanntmachung: Richtlinien zur Förderung 

 der Kinder- und Jugendarbeit 
 
Der Rat der Stadt Detmold hat in seiner Sitzung am 
09.07.2026 die Richtlinien zur Förderung der Kinder- und Ju-
gendarbeit in der Stadt Detmold beschlossen. Diese gelten 
ab dem 1. Januar 2027 und sind auf der Internetseite der 
Stadt unter folgendem Link veröffentlicht:   
https://www.detmold.de/verwaltung/bekanntmachungen/oef
fentliche-bekanntmachungen 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
Frank Hilker 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

253 Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes 

 01-90 „Institut der Hochschule für Musik /  
 Parkdeck Sommertheater“ 
 
Ortsteil: Detmold-Süd 
Plangebiet: Westlich des Konzerthauses, öst-

lich des Friedrichstaler Kanals und 
südlich des Neuen Palais 

 
 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 08.07.2026 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  

 
Bebauungsplanes  01-90 „Institut der Hochschule für 

Musik / Parkdeck Sommertheater“ 
Ortsteil: Detmold-Süd 
Plangebiet: Westlich des Konzerthauses, öst-

lich des Friedrichstaler Kanals und 
südlich des Neuen Palais 

 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung des betroffenen Gebietes ist die 
Grenzeintragung im Flurkartenauszug verbindlich. Dieser 
kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im Fach-
bereich Stadtentwicklung der Stadt Detmold, Ferdinand-
Brune-Haus, Rosental 21, Hintergebäude, eingesehen wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 08.07.2026 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes  01-90 „Institut der Hochschule für 

Musik / Parkdeck Sommertheater“ 
Ortsteil: Detmold-Süd 
Plangebiet: Westlich des Konzerthauses, öst-

lich des Friedrichstaler Kanals und 
südlich des Neuen Palais 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB)  
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 16.07.2026 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Frank Hilker 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.detmold.de/verwaltung/bekanntmachungen/oeffentliche-bekanntmachungen
https://www.detmold.de/verwaltung/bekanntmachungen/oeffentliche-bekanntmachungen
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Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

254 6. Änderungssatzung zur „Gebührenordnung 

 für die Erhebung von Parkgebühren im Gebiet 
 der Stadt Detmold vom 28.05.2018“ vom 
 14.07.2026 
 
Aufgrund des § 6a Abs. 6 und 7 des Straßenverkehrsgeset-
zes in der Fassung vom 05. März 2003 (BGBl. I S. 310,919), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. Mai 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 142) geändert worden ist, § 4 der Verord-
nung über Zuständigkeiten im Bereich Straßenverkehr und 
Güterbeförderung vom 05. Juli 2016 (GV. NRW. S.515), die 
zuletzt durch Verordnung vom 31. Oktober 2023 (GV. NRW. 
S. 186) geändert worden ist, in Verbindung mit § 38 Buchst. 
b) des Ordnungsbehördengesetzes (OBG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13.05.1980 (GV.NW. S. 528), 
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 10. Dezember 
2024 (GV. NRW. S. 1184) geändert worden ist, dem Elekt-
romobilitätsgesetz vom 5. Juni 2015 (BGBl. I S. 898), das 
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 34 des Gesetzes vom 20. De-
zember 2022 (BGBl. I S. 2752) geändert worden ist, wird von 
der Stadt Detmold als örtlicher Ordnungsbehörde gem. dem 
Beschluss des Rates der Stadt Detmold vom 09.07.2026 fol-
gende Satzung erlassen:  
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Art. 1 

 
Die Gebührenordnung für die Erhebung von Parkgebühren 
im Gebiet der Stadt Detmold vom 28.05.2018, die zuletzt 
durch Satzung vom 22.03.2024 geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

1. § 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 (Gebührenzone I) Nr. 2 
und 3 werden ersatzlos gestrichen. 

 
2. § 1 Absatz 3 Unterabsatz 1 (Gebührenzone II) Nr. 

1 wird wie folgt geändert: 
 

0,50 € für die erste halbe Stunde, dann 0,10 € für 
jede weitere Zeiteinheit von 6 Minuten für die mit 
Parkscheinautomaten versehenen Parkräume. 

 
Die Handyparkgebühren betragen: 
je angefangene Minute 1,6 Cent 

 
Bei der Nutzung der Blauen Bonuskarte (früher 
Dauernutzerkarte) in physischer oder digitaler 
Form über einen zugelassenen Anbieter für Han-
dyparken gilt eine Tageshöchstgebühr von derzeit 
3,50 € auf allen Stellflächen der Zonen B bis H. Der 
Verkaufspreis für die Blaue Bonuskarte als Gutha-
benkarte wird vom Aufsichtsrat der DetCon festge-
legt. 

 
3. § 1 Absatz 3 Unterabsatz 2 (Gebührenzone II) Nr. 

2 wird wie folgt geändert: 
 

Auf dem Kronenplatz“ beträgt die Parkgebühr 0,60 
€ für die erste Stunde und 0,10 € für jede weitere 
Zeiteinheit von 10 Minuten. Die Tageshöchstge-
bühr wird mit 2,00 € festgelegt. Für Besitzer der 
Blauen Bonuskarte (früher Dauernutzerkarte) in 
physischer oder digitaler Form über einen zugelas-
senen Anbieter für Handyparken beträgt die Tages-
höchstgebühr 1,50 €. 

 
Die Handyparkgebühren betragen: 
je angefangene Minute 1,6 Cent 

 
4. § 1 Absatz 3 Unterabsatz 2 (Gebührenzone II) Nr. 

3 wird hinzugefügt: 
 

Auf dem Parkplatz „Werrebogen“ beträgt die Park-
gebühr ab dem 01. August 2026 1,00 € für die erste 
Stunde und 0,10 € für jede weitere Zeiteinheit von 
6 Minuten. Die Tageshöchstgebühr wird mit 2,00 € 
festgelegt. Für Besitzer der Blauen Bonuskarte 
(früher Dauernutzerkarte) in physischer oder digi-
taler Form über einen zugelassenen Anbieter für 
Handyparken beträgt die Tageshöchstgebühr 1,50 
€. 

 
Die Handyparkgebühren betragen: 
je angefangene Minute 1,6 Cent. 

 
5. § 1 Absatz 3 Unterabsatz 2 (Gebührenzone II) Nr. 

4 wird hinzugefügt: 
 

Auf dem Parkplatz „Werrebogen“ beträgt die Ge-
bühr für ein Monatsparkticket über das Handypar-
ken 20,00 €. 

 
 

 
6. In § 1 Absatz 3 Unterabsatz 2 (Gebührenzone II) 

wird im letzten Absatz ein Satz hinzugefügt: 
 

Auf dem Parkplatz „Werrebogen“ ist die Bewirt-
schaftungszeit werktags Montag bis Freitag von 
8:00 bis 10:00 Uhr. 

 
7. § 3 wird wie folgt geändert: 

 
Die jährliche Gebühr für Bewohnerparkausweise 
der Parkzone A beträgt 240,00 Euro. Die jährliche 
Gebühr für Bewohnerparkausweise der Parkzonen 
B-H beträgt jeweils 144,00 Euro. Eine Erstattung 
von bereits gezahlten Gebühren bei Wegfall der 
Anspruchsvoraussetzungen ist ausgeschlossen. 

 
Die Gebühr für die Änderung eines Bewohnerpark-
ausweises beträgt 15,00 Euro. 

 
Die Bewohnerparkausweise für die Parkzone A be-
rechtigen auch zum Parken auf den Parkplätzen 
„Kronenplatz“ und „Werrebogen“. Bewohnerpark-
ausweise für die Zone D berechtigen auch zum 
Parken auf dem Parkplatz „Werrebogen“. 

 
8. § 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:  

 
Die Gebühr für das Abstellen von Wohnmobilen auf 
dem Wohnmobil-Stellplatz am Parkplatz „Werrebo-
gen“ beträgt je Fahrzeug für eine Parkdauer von 24 
Stunden 15,00 €. 

 
9. Die Nachrichtliche Anlage Nr. 1 wird wie folgt geän-

dert: 
 

In den Parkhäusern „Lustgarten“ und „Finanzamt“ 
beträgt das Entgelt 1,00 € für jede angefangene 
Stunde. Das Tageshöchstentgelt beträgt in den 
Parkhäusern 7,50 €. 

 
10. Die Nachrichtliche Anlage Nr. 2 wird wie folgt geän-

dert: 
 

Im Parkhaus „Paulinenstraße“ beträgt das Entgelt 
1,20 € für jede angefangene Stunde. Das Tages-
höchstentgelt in diesem Parkhaus beträgt 10 €. 

 
11. Die Nachrichtliche Anlage Nr. 3 wird hinzugefügt: 

 
Für das Dauerparken beträgt das monatliche Ent-
gelt in den Parkhäusern „Am Lustgarten“, „Finanz-
amt“ und „Paulinenstraße“ 70,00 €. Von Schwerbe-
hinderten, die im Besitz eines Ausweises mit den 
Merkzeichen „aG“ oder „Bl“ sind, werden die hal-
ben monatlichen Sätze erhoben. 

 
 
 

Art. 2 
 
Die Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende 6. Änderungssatzung zur „Gebührenord-
nung für die Erhebung von Parkgebühren im Gebiet der 
Stadt Detmold vom 28.05.2018“ vom 14.07.2026 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der gegenwärtigen 
Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 
nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder  

d. der Form- und Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Stadt vorher gerügt und da-
bei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 14.07.2026 
Der Bürgermeister 
 
 
Frank Hilker 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

255 Benachrichtigung über die öffentliche  

 Bekanntmachung von öffentlichen  
 Zustellungen der Stadt Detmold 
 
Benachrichtigung über die öffentliche Bekanntmachung von 
öffentlichen Zustellungen der Stadt Detmold 
Die Stadt Detmold weist auf die öffentlichen Bekanntma-
chungen vom 27.06.2026 über öffentliche Zustellungen 
gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW hin. 
Diese öffentlichen Zustellungen sind ausschließlich unter 
dem Link:  
https://www.detmold.de/oeffentliche-zustellungen abrufbar 
und 2 Wochen online verfügbar. 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.detmold.de/oeffentliche-zustellungen
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 

256 4. Satzung zur Änderung der Satzung für die 

 kommunalen Friedhöfe der Stadt Horn-Bad 
 Meinberg vom 23.07.2026 
 
Aufgrund des § 4 des Bestattungsgesetzes NRW in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. September 2003 (GV 
NRW S. 313) und § 7 Abs. 2 i. V. m. § 41 Absatz 1 Satz 2 
Buchstabe f der Gemeindeordnung NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) -je-
weils in der bei Erlass der Satzung gültigen Fassung- hat der 
Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am  
08.07.2026 folgende 4. Änderungssatzung zur Satzung für 
die kommunalen Friedhöfe der Stadt Horn- Bad Meinberg 
vom 05.10.2015 beschlossen: 
 
Artikel 1 
In § 8 (Anzeigepflicht und Bestattungszeiträume) wird der 
neue Absatz Nr. 6 (Beisetzungen an Samstagen) wie nach-
folgend eingefügt: 
Beisetzungen an Samstagen sind unter folgenden Voraus-
setzungen möglich: 
 
a) Trauerfeiern und Beisetzungen finden in der Zeit von 
10:00 Uhr bis 12:30 Uhr statt. 
 
b) Es können insgesamt bis zu 4 Urnenbeisetzungen an 
Samstagen auf den Friedhöfen „Am Kreuzenstein“ und „Ur-
nenwald-Waldfriedhof Holzhausen-Externsteine“ durchge-
führt werden. Urnenbeisetzungen auf anderen Friedhöfen 
der Stadt Horn-Bad Meinberg sind nur in Rücksprache mit 
der Friedhofsverwaltung möglich. Trauerfeiern ohne Beiset-
zung sind weiterhin auf allen Friedhöfen mit einer Kapelle 
möglich. Stelenbeisetzungen sind weiterhin an Samstagen 
ohne städtische Mitarbeitende möglich. 
 
c) Erdbestattungen sind nur in begründeten Ausnahmefällen 
in Rücksprache mit der Friedhofsverwaltung möglich. 
Andere Ausnahmen sind nur in begründeten Fällen zulässig. 
Erweist sich die Friedhofskapelle auf einem für die Beiset-
zung vorgesehenen Friedhof als voraussichtlich zu klein 
oder liegen andere wichtige Gründe vor, so kann die Fried-
hofskapelle auf dem Friedhof "Am Kreuzenstein" hierfür auf 
Antrag genutzt werden. Dies gilt grundsätzlich auch für die 
Leichenkammerbenutzung. 
Die folgenden Absätze werden fortlaufend nummeriert. 
 
In § 14, Abs. 2 wird Folgendes ans Ende gesetzt: (in Verbin-
dung mit § 16, 1b und 1d), 
in Abs. 4 wird das Wort abgeben durch das Wort vergeben 
ersetzt. 
 
§ 23, Abs. 3 wird wie folgt abgeändert: 
Auf Reihengrabstätten, Urnenreihengrabstätten, 1- stelligen 
Wahlgrabstätten und Urnenwahlgrabstätten im Rasenfeld 
sind nur liegende Grabmale in den Maßen 50 x 50 cm zuge-
lassen. Auf mehrstelligen Wahlgrab- und Urnenwahlgrab-
stätten im Rasenfeld sind liegende Grabmale in der Größe 
75 x 50 cm zugelassen. (in Verbindung mit §23, Abs. 2, Satz 
2) 
 
Der neue Abs. 3b) wird wie folgt eingefügt: 
 
3b. Grabmale auf Rasengräbern und im Urnenwald müs-
sen spätestens 6 Wochen nach der Beisetzung/Bestattung 
auf der Grabstelle liegen. 

 
In § 34 wird Abs. 1j) wie folgt eingefügt: 
j) entgegen § 23, Abs. 3b) ein Grabmal nicht binnen 6 Wo-
chen nach der Bestattung/Beisetzung errichten lässt. 
 
 
Artikel 2 
Diese 4. Änderungssatzung zur Satzung für die kommuna-
len Friedhöfe der Stadt Horn-Bad Meinberg tritt am Tag nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 4. Satzung zur Änderung der „Satzung für 
die kommunalen Friedhöfe der Stadt Horn-Bad Meinberg 
vom 05.10.2015“ vom 23.07.2026 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 02.09.1994, S. 
666) -in der gegenwärtigen Fassung- beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Diese Bekanntmachung wird neben der Veröffentlichung im 
Kreisblatt -Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden- auch auf der Internetseite der Stadt Horn-
Bad Meinberg (https://www.horn-badmeinberg.de/) unter 
der Rubrik Bekanntmachungen bereitgestellt. 
 
 
Horn-Bad Meinberg, den 23.07.2026 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Sölter 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

257 3. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

 für die kommunalen Friedhöfe der Stadt Horn-
 Bad  Meinberg vom 01.07.2016 vom 23.07.2026 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der  §§ 1,2,4,5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes  

https://www.horn-badmeinberg.de/
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für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 
(GV NW S. 712) -in der zurzeit geltenden Fassung- hat der 
Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am   
08.07.2026 folgende 
3. Änderungssatzung zur Gebührensatzung für die kommu-
nalen Friedhöfe der Stadt Horn-Bad Meinberg beschlos-
sen: 
 
Artikel 1 
In § 1 wird im Abschnitt 
 
„B. Bestattungsgebühren“ unter 
 
„3.Besondere Zuschläge“ 
 
zu den Buchstaben 
a), b), und c) wird die Formulierung von Sonnabend durch 
Samstag ersetzt. 
In b) wird der Betrag von 102,50 € durch den Betrag 
108,00 € ersetzt. 
 
Absatz c) wird wie folgt neu verfasst: 
„Zuschlag, wenn die Erdbestattung (ohne Trauerfeier) auf 
Veranlassung der Angehörigen an einem Samstag vorge-
nommen wird: 375,50 €“ 
 
Der neue Absatz e) -vormals d)- wird der Betrag von 70,00 
€ durch den Betrag 72,00 € ersetzt. 
 
Der neue Absatz f) wird wie folgt eingefügt: 
„Zuschlag, wenn die Erdbestattung (ohne Trauerfeier) auf 
Veranlassung der Angehörigen freitags nach 14:00 Uhr 
vorgenommen wird: 250,00 €“ 
 
 
Artikel 2 
Diese 3. Änderungssatzung zur Gebührensatzung für die 
kommunalen Friedhöfe der Stadt Horn-Bad Meinberg tritt 
am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Satzung zur Änderung der „Gebühren-
satzung für die kommunalen Friedhöfe der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 01.07.2016“ vom 23.07.2026 wird hiermit öf-
fentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666) -in der zurzeit gültigen Fassung-  beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs 
Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes  
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 
 
Diese Bekanntmachung wird neben der Veröffentlichung im 
Kreisblatt -Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden- auch auf der Internetseite der Stadt Horn-
Bad Meinberg (https://www.horn-badmeinberg.de/) unter 
der Rubrik Bekanntmachungen bereitgestellt. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 23.07.2026 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Sölter    

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

258 9. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 „Alpakawelt“ der Stadt Horn-Bad Meinberg  
 Hier: Aufstellungsbeschluss 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Liegen-
schaften des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in sei-
ner Sitzung vom 01.07.2026 aufgrund der Vorlage VL-
164/25-30 1. Ergänzung die 9. Änderung des Flächennut-
zungsplanes wie folgt beschlossen: 
 
„Für das Gebiet östlich des Waldweges und nördlich des Bu-
chenweges im Stt. Leopoldstal wird die Aufstellung der 9. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Horn-Bad 
Meinberg beschlossen. Der geplante Geltungsbereich ist 
aus dem als Anlage 3 beigefügten Übersichtsplan ersicht-
lich. Ziel des Planverfahrens ist die Darstellung eines sons-
tigen Sondergebietes gem. § 11 Abs. 2 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung „Alpakawelt“.“ 
 
Der geplante Geltungsbereich ist aus dem nachfolgend mit 
abgedrucktem Übersichtsplan ersichtlich. 
 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 (3) der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntmachung von kom-
munalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO)  
 
Es wird bestätigt, dass der vorstehende Wortlaut mit dem 
Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirt-
schaft und Liegenschaften des Rates der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 01.07.2026 übereinstimmt und dass gemäß 
§ 2 (1) und (2) BekanntmVO NRW verfahren wurde. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
 
In Vertretung 
Sölter 
 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 Be-
kanntmVO 
 
 

https://www.horn-badmeinberg.de/
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Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Aufstellungsbeschlusses der 9. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes im Stt. Leopoldstal ange-
ordnet: 
 
„Für das Gebiet östlich des Waldweges und nördlich des Bu-
chenweges im Stt. Leopoldstal wird die Aufstellung der 9. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Horn-Bad 
Meinberg beschlossen. Der geplante Geltungsbereich ist 
aus dem als Anlage 3 beigefügten Übersichtsplan ersicht-
lich. Ziel des Planverfahrens ist die Darstellung eines sons-
tigen Sondergebietes gem. § 11 Abs. 2 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung „Alpakawelt“.“ 
 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaft 
und Liegenschaften des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg 
vom 01.07.2026 überein. 
 
Gleichzeitig wird erklärt, dass die Aufstellung hiermit öffent-
lich bekanntgemacht wird.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
In Vertretung 
Sölter 
 
 
Bekanntmachung 
Auf Anordnung des Bürgermeisters wird hiermit der 
Aufstellungsbeschluss der 9. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der Stadt Horn-Bad Meinberg öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser Be-
kanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. Für 
die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die Grenzzie-
hung in der zeichnerischen Darstellung verbindlich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
 
In Vertretung 
Sölter 
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259 1. Änderung des Bebauungsplanes L 12 „Im un-

 teren Dorfe“, Stt. Leopoldstal 
 Hier: Aufstellungsbeschluss 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Liegen-
schaften des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in sei-
ner Sitzung vom 01.07.2026 aufgrund der Vorlage VL-
164/25-30 1. Ergänzung den Aufstellungsbeschluss für die 
1. Änderung des Bebauungsplanes L 12 „Im unteren Dorfe“ 
wie folgt beschlossen: 
 
„Für das Gebiet östlich des Waldweges und nördlich des Bu-
chenweges im Stt. Leopoldstal wird zur Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit der dort ansässigen Alpaka-
Farm die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
L 12 „Im unteren Dorfe“ beschlossen. In dem Bereich der 1. 
Änderung soll ein sonstiges Sondergebiet gem. § 11 Abs. 2 
BauNVO mit der Zweckbestimmung „Alpakawelt“ festge-
setzt werden. Der Bebauungsplan soll mindestens die in § 
30 BauGB genannten Festsetzungen enthalten. Der ge-
plante Geltungsbereich ist aus dem als Anlage 3 beigefüg-
ten Übersichtsplan ersichtlich.“ 
 
Der geplante Geltungsbereich ist aus dem nachfolgend mit 
abgedrucktem Übersichtsplan ersichtlich. 
 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 (3) der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntmachung von kom-
munalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO)  
 
Es wird bestätigt, dass der vorstehende Wortlaut mit dem 
Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirt-
schaft und Liegenschaften des Rates der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 01.07.2026 übereinstimmt und dass gemäß 
§ 2 (1) und (2) BekanntmVO NRW verfahren wurde. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
In Vertretung 
Sölter 
 
 
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 Be-
kanntmVO 
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden Aufstellungsbeschlusses der 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes L 12 „Im unteren Dorfe“ im Stt. 
Leopoldstal angeordnet: 
 
„Für das Gebiet östlich des Waldweges und nördlich des Bu-
chenweges im Stt. Leopoldstal wird zur Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit der dort ansässigen Alpaka-
Farm die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
L 12 „Im unteren Dorfe“ beschlossen. In dem Bereich der 1. 
Änderung soll ein sonstiges Sondergebiet gem. § 11 Abs. 2 
BauNVO mit der Zweckbestimmung „Alpakawelt“ festge-
setzt werden. Der Bebauungsplan soll mindestens die in § 
30 BauGB genannten Festsetzungen enthalten. Der ge-
plante Geltungsbereich ist aus dem als Anlage 3 beigefüg-
ten Übersichtsplan ersichtlich.“ 
 
 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit dem Be-
schluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirtschaft 
und Liegenschaften des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg 
vom 01.07.2026 überein. 
 
Gleichzeitig wird erklärt, dass die Aufstellung hiermit öffent-
lich bekannt gemacht wird.  
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
 
In Vertretung 
Sölter 
 
 
Bekanntmachung 
Auf Anordnung des Bürgermeisters wird hiermit der 
Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes L 12 „Im unteren Dorfe“, Stt. Leopoldstal 
bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind die aus dem die-
ser Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersicht-
lich.  

 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
 
In Vertretung 
Sölter 
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260 Bebauungsplan H 31 „Bahnhofstraße/ Danziger 

 Straße“, jetzt Bebauungsplan H31 „Danziger 
 Straße/ Memelstraße“  
 a) Änderung des Aufstellungsbeschlusses zum 
 Bebauungsplans H31 „Bahnhofstraße/ Danzi-
 ger Straße“, jetzt H 31 „Danziger Straße/ Memel-
 straße“ 
 b) Frühzeitige Beteiligung 
 
zu a) Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und 
Liegenschaften des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat 
in seiner öffentlichen Sitzung vom 01.07.2026 den Aufstel-
lungsbeschluss zum Bebauungsplan H 31 „Bahnhofstraße/ 
Danziger Straße“, jetzt H 31 „Danziger Straße/ Memel-
straße“ wie folgt geändert: 
 
„Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan H 31 
„Bahnhofstraße/ Danziger Straße“ wird geändert und der 
bisherige Geltungsbereich wird um den Bereich südlich der 
Bahnhofstraße verkleinert. Nun mehr umfasst der Geltungs-
bereich nur noch die Bereiche entlang der Memelstraße, den 
Bereich der Danziger Straße und den Bereich nach Osten 
bis zur Straße Auf der Moorlage im Stt. Horn. In diesem 
Zuge wird auch der Name in Bebauungsplan H 31 „Danziger 
Straße/ Memelstraße“ geändert. 
Ziel ist die Entwicklung eines Allgemeinen Wohngebietes 
und Regelung der städtebaulichen Ordnung in einem Ge-
biet, welches zum Teil bereits bebaut ist, aber noch relativ 
große Lücken aufweist. Der neue Geltungsbereich umfasst 
ca. 6,5 ha und ist im Übersichtsplan (Anlage 1) dargestellt. 
Die Aufstellung wird im Vollverfahren durchgeführt.“ 
 
Der geplante Geltungsbereich ist aus dem nachfolgend mit 
abgedrucktem Übersichtsplan ersichtlich. 
 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 (3) der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntmachung von kom-
munalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO)  
 
Es wird bestätigt, dass der vorstehende Wortlaut mit dem 
Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirt-
schaft und Liegenschaften des Rates der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 01.07.2026 übereinstimmt und dass gemäß 
§ 2 (1) und (2) BekanntmVO NRW verfahren wurde. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
In Vertretung 
Sölter 
 
 
Bekanntmachungsanordnung gem. § 2 (3) der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntmachung von kom-
munalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO)  
 
Nach § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung – BekanntmVO) wird hiermit die Bekanntma-
chung des folgenden geänderten Aufstellungsbeschlusses 
des Bebauungsplanes H 31 „Danziger Straße/ Memel-
straße“, Stt Horn angeordnet: 
 
„Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan H 31 
„Bahnhofstraße/ Danziger Straße“ wird geändert und der  

 
bisherige Geltungsbereich wird um den Bereich südlich der 
Bahnhofstraße verkleinert. Nun mehr umfasst der Geltungs-
bereich nur noch die Bereiche entlang der Memelstraße, den 
Bereich der Danziger Straße und den Bereich nach Osten 
bis zur Straße Auf der Moorlage im Stt. Horn. In diesem 
Zuge wird auch der Name in Bebauungsplan H 31 „Danziger 
Straße/ Memelstraße“ geändert. 
Ziel ist die Entwicklung eines Allgemeinen Wohngebietes 
und Regelung der städtebaulichen Ordnung in einem Ge-
biet, welches zum Teil bereits bebaut ist, aber noch relativ 
große Lücken aufweist. Der neue Geltungsbereich umfasst 
ca. 6,5 ha und ist im Übersichtsplan (Anlage 1) dargestellt. 
Die Aufstellung wird im Vollverfahren durchgeführt.“ 
 
Gleichzeitig wird erklärt, dass die Aufstellung hiermit öffent-
lich bekanntgemacht wird. 
 
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
In Vertretung 
Sölter 
 
 
Bekanntmachung 
Auf Anordnung des Bürgermeisters wird hiermit die Än-
derung des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungs-
plan H 31 „Bahnhofstraße/ Danziger Straße“, jetzt H 31 
„Danziger Straße/ Memelstraße“, Stt. Horn öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem dieser Be-
kanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. Für 
die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist die Grenzzie-
hung in der zeichnerischen Darstellung verbindlich. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
In Vertretung 
Sölter 
 
 
 
zu b) Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und 
Liegenschaften des Rates der Stadt Horn-Bad Meinberg hat 
in seiner Sitzung vom 01.07.2026 den folgenden Beschluss 
gefasst: 
 
„Der Vorentwurf der Planunterlagen des Bebauungsplanes 
H  31 „Danziger Straße/ Memelstraße“ wird gebilligt. Mit dem 
Vorentwurf der Planunterlagen soll die frühzeitige Beteili-
gung der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange durchgeführt werden.“ 
 
Übereinstimmungserklärung gem. § 2 (3) der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntmachung von kom-
munalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO)  
 
Es wird bestätigt, dass der vorstehende Wortlaut mit dem 
Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Wirt-
schaft und Liegenschaften des Rates der Stadt Horn-Bad 
Meinberg vom 01.07.2026 übereinstimmt und dass gemäß 
§ 2 (1) und (2) BekanntmVO NRW verfahren wurde. 
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Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
In Vertretung 
Sölter 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung gem. § 2 (3) der Verord-
nung über die öffentliche Bekanntmachung von kom-
munalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – 
BekanntmVO)  
 
Nach § 2 (3) BekanntmVO wird hiermit die Bekanntmachung 
des Beschlusses zur Frühzeitigen Beteiligung des Bebau-
ungsplanes H 31 „Danziger Straße/ Memelstraße“, Stt. Horn 
angeordnet: 
 
„Der Vorentwurf der Planunterlagen des Bebauungsplanes 
H 31 „Danziger Straße/ Memelstraße“ wird gebilligt. Mit dem 
Vorentwurf der Planunterlagen soll die frühzeitige Beteili-
gung der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange durchgeführt werden.“ 
 
Gleichzeitig wird erklärt, dass der Beschluss hiermit öffent-
lich bekanntgemacht wird. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
In Vertretung 
Sölter 
 
 
Bekanntmachung 
Auf Anordnung des Bürgermeisters wird hiermit der Be-
schluss zur Frühzeitigen Beteiligung zum Bebauungs-
plan H 31 „Danziger Straße/ Memelstraße“ öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Gem. § 3 (1) BauGB ist die Öffentlichkeit über die allgemei-
nen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkun-
gen der Planung öffentlich zu unterrichten und ihr ist Gele-
genheit zur Äußerung und Erörterung zu geben.  
Die öffentliche Unterrichtung über die Planung erfolgt in der 
Zeit vom 28.Juli bis einschließlich 30. August 2026. 
 
Der Inhalt der Bekanntmachung und die vorgenannten Un-
terlagen sind auf der Homepage der Stadt Horn-Bad Mein-
berg unter folgender Adresse abrufbar: www.horn-badmein-
berg.de/Aktuelles/Bekanntmachungen. 
 
Die Unterlagen sind auch über das zentrale Beteiligungspor-
tal des Landes NRW zugänglich: www.beteili-
gung.nrw.de/portal/hbm. 
 
Zusätzlich zu der Veröffentlichung im Internet werden die 
Unterlagen im Fachbereich Stadtentwicklung, Bauen und 
Liegenschaften der Stadt Horn-Bad Meinberg (Marktplatz 2, 
2. Obergeschoss, Aushangbereich im Flur) während der all-
gemeinen Öffnungszeiten öffentlich ausgelegt und können 
von jedermann eingesehen werden. 
 
 
 
 

 
Der genannte Ort der öffentlichen Auslegung im 2. Oberge-
schoss ist nicht barrierefrei zu erreichen. Für Personen, die 
dies ein unüberwindbares Hindernis darstellt, 
 
wird die Beteiligung in einem barrierefrei zugänglichen 
Raum durchgeführt.  
 
Während der Dauer der Veröffentlichungsfrist können Stel-
lungnahmen abgegeben werden. Stellungnahmen sollen 
elektronisch übermittelt werden, z.B. per E-Mail an beteili-
gung@horn-badmeinberg.de, können bei Bedarf aber auch 
auf anderem Weg abgegeben werden (z.B. Postweg, münd-
lich zur Niederschrift). 
 
Lage und Umfang des Plangebiets sind aus dem dieser Be-
kanntmachung beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. Für 
die genaue Abgrenzung des Plangebiets ist die Grenzzie-
hung in dem Entwurf der Planzeichnung verbindlich. 
 
 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2026 
 
gez. 
 
 
In Vertretung 
Sölter 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.horn-badmeinberg.de/Aktuelles/Bekanntmachungen
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Stadt Lage 
 

261 Benachrichtigung über die öffentliche  

 Bekanntmachung von öffentlichen  
 Zustellungen der Stadt Lage 
 
Die Stadt Lage weist auf die öffentlichen 
Bekanntmachungen vom 27.07.2026 über öffentliche 
Zustellungen gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW hin. 
Diese öffentlichen Zustellungen sind ausschließlich unter 
dem Link: http://www.lage.de/Rathaus-
Politik/Dienstleistungen/Bekanntmachungen/ abrufbar und 
zwei Wochen online verfügbar. 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 

262 Abwassergebührensatzung 

 
Satzung vom 14.07.2026 der Alten Hansestadt Lemgo 
über die Erhebung von Abwassergebühren in der Stadt 
Lemgo (Abwassergebührensatzung) 
 
Aufgrund 
 
- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt ge-
ändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV. 
NRW. 2025, S. 618), in der jeweils geltenden Fassung, 
- der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 05.03.2024 (GV. NRW. 2024, S. 
155), in der jeweils geltenden Fassung,  
- des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 
926), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
17.12.2021 (GV. NRW 2021, S. 1470), in der jeweils gelten-
den Fassung,  
- des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum 
Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, 
GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes zur Änderung des Landeswasserrechts vom 
04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff.), in der jeweils gelten-
den Fassung,  
hat der Rat der Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung 
am 13.07.2026 die folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Finanzierung der öffentlichen Abwasseranlage 

 
(1)   Zur Finanzierung der öffentlichen Abwasseranlage er-
hebt die Stadt Lemgo Abwassergebühren und Kanalan-
schlussbeiträge. 
 
(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Abwasserbeseiti-
gungssatzung der Alten Hansestadt Lemgo stellt die Stadt 
zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und 
zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der bei der öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Klärschlämme 
die erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur 
Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen). Hierzu gehören 
der gesamte Bestand an personellen und sachlichen Mitteln, 
die für eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung erfor-
derlich sind (z. B. das Kanalnetz, Kläranlagen, Regenwas-
ser-Versickerungsanlagen, das für die Abwasserbeseitigung 
eingesetzte Personal).  
 
(3) Die öffentliche Abwasseranlagen bilden eine rechtliche 
und wirtschaftliche Einheit, die auch bei der Bemessung der 
Abwassergebühren zugrunde gelegt wird.  
 
 

§ 2 
Abwassergebühren 

 
(1)  Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseran-
lage erhebt die Stadt Lemgo nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW 
und § 54 LWG NRW Abwassergebühren (Benutzungsge-
bühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW. 

 
(2) In die Abwassergebühr wird nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Ab-
wAG NRW eingerechnet: 
- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der 
Stadt Lemgo (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AbwAG NRW), 
- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Nieder-
schlagswasser (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 
2 AbwAG NRW). 
 
(3)   Die Schmutzwassergebühr und die Niederschlagswas-
sergebühr sind grundstücksbezogene Benutzungsgebühren 
und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 
5 KAG NRW). 
 
 

§ 3 
Gebührenmaßstäbe 

 
(1) Die Stadt erhebt getrennte Abwassergebühren für die 
Beseitigung von Schmutz- und Niederschlagswasser (Sam-
meln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verreg-
nen und Verrieseln sowie das Entwässern von Klärschlamm 
im Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers). 
 
(2)  Die Schmutzwassergebühr wird als Grundgebühr und 
als Verbrauchsgebühr erhoben. Die Verbrauchsgebühr be-
misst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 4). 
  
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der 
Grundlage der Quadratmeter der bebauten (bzw. überbau-
ten) und/oder befestigten Fläche auf den angeschlossenen 
Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abfluss-
wirksam in die öffentliche Abwasseranlage gelangen kann 
(§ 5).  
 
 

§ 4 
Schmutzwassergebühren 

 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der 
Menge des häuslichen und gewerblichen Schmutzwassers 
berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlosse-
nen Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist 
der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. Veranlagungszeit-
raum für die Schmutzwassergebühr ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentli-
chen Wasserversorgungsanlage bezogene Frischwasser-
menge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversor-
gungsanlagen (z. B. privaten Brunnen, Regenwassernut-
zungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 Abs. 4), ab-
züglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten 
und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die öf-
fentliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5). 
 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen 
werden durch den Wasserzähler des örtlichen Wasserver-
sorgers ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserver-
sorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit dem Was-
serzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. 
Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so 
wird die Wassermenge von der Stadt unter Zugrundelegung 
des Verbrauchs der letzten 3 Vorjahre geschätzt. Die Daten-
übernahme vom örtlichen Wasserversorger sowie die Da-
tenspeicherung und Datennutzung der Wasserzähler-Daten 
des Wasserversorgers erfolgt, um der oder dem Gebühren-
pflichtigen die zweimalige Ablesung seines Wasserzählers 
zu ersparen. Sie dient der ordnungsgemäßen Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt (§ 46 Abs. 1 LWG  
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NRW) und der Abwasserüberlassungspflicht durch die ge-
bührenpflichtige Benutzerin oder den gebührenpflichtigen 
Benutzer (§ 48 LWG NRW) sowie zur verursachergerechten 
Abrechnung der Schmutzwassergebühr und zum Nachweis 
der rechtmäßigen Erhebung der Schmutzwassergebühr. In-
soweit hat die Grundstückseigentümerin als Gebühren-
schuldnerin oder der Grundstückseigentümer als Gebühren-
schuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 Grundge-
setz) zu dulden. 
 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversor-
gungsanlagen (z. B. privaten Brunnen, Regenwassernut-
zungsanlagen) hat die oder der Gebührenpflichtige den 
Mengennachweis durch einen auf seine Kosten eingebau-
ten und messrichtig funktionierenden Wasserzähler nach § 
4 Abs. 5 Nr. 2 dieser Satzung zu führen. Gemäß § 4 Absatz 
5 Nr. 2 dieser Satzung muss der Wasserzähler in Anlehnung 
an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) 
alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder durch einen neuen 
Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung der Herstelle-
rin oder des Herstellers ersetzt werden. Aus der Konformi-
tätserklärung muss sich ergeben, dass der Wasserzähler 
messrichtig funktioniert. Der Nachweis über die messrichtige 
Funktion sowie Eichung des Wasserzählers obliegt der oder 
dem Gebührenpflichtigen.  
 
 
(5) Kann die tatsächlich verbrauchte Wassermenge 
nicht durch Messeinrichtungen nachgewiesen werden, so ist 
die Stadt berechtigt, die tatsächlich verbrauchte Wasser-
menge aufgrund eigener Ermittlung anhand von „Pauschal-
menge“ zu schätzen. Bei Wohnhäusern ist je Bewohner ein 
durchschnittlicher Wasserverbrauch von 3,5 m³ für jeden an-
gefangenen Monat zugrunde zu legen. Maßgeblich ist die 
Zahl der Bewohner des Grundstücks, die am 20. September 
des dem Erhebungszeitraum vorhergehenden Jahres dort 
mit 1. Wohnsitz gemeldet waren. Eine Schätzung erfolgt 
auch, wenn der Wasserzähler nicht messrichtig funktioniert.  
 
 
(6) Der Gebührenpflichtige hat Veränderungen oder Ereig-
nisse, die auf den Grund oder die Höhe seiner Leistungs-
pflicht von Einfluss sein können, innerhalb eines Monats 
nach Eintritt der Stadt anzuzeigen. Der Gebührenpflichtige 
kann die Vorteile einer Änderung der Leistungspflicht zu sei-
nen Gunsten nicht für einen Zeitraum vor seiner Anzeige in 
Anspruch nehmen. 
 
(7) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge wer-
den die auf dem Grundstück anderweitig verbrauchten oder 
zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwund-
mengen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentli-
chen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasser-
schwundmengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Die oder 
der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den 
Nachweis durch eine auf ihre oder seine Kosten eingebaute, 
messrichtig funktionierende und geeignete Messeinrichtung 
in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess-
EichV) zu führen: 
 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische 
Geräte, die in regelmäßigen Abständen kalibriert werden 
müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-Angaben 
durchzuführen und der Stadt nachzuweisen, um die ord-
nungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu  

 
dokumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet 
eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt.  
 
Nr. 2: Wasserzähler  
 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Ein-
zelfall technisch nicht möglich oder der oder dem Gebühren-
pflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch ei-
nen auf ihre oder seine Kosten eingebauten, messrichtig 
funktionierenden und geeichten Wasserzähler zu führen. 
Der Wasserzähler muss in Anlehnung an das Mess- und 
Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut 
geeicht werden oder durch einen neuen Wasserzähler mit 
einer Konformitätserklärung der Herstellerin oder des Her-
stellers ersetzt werden. Aus der Konformitätserklärung muss 
sich ergeben, dass der Wasserzähler messrichtig funktio-
niert. Der Nachweis über die messrichtige Funktion sowie 
Eichung des Wasserzählers obliegt der oder dem Gebüh-
renpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet 
eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt.  
 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur 
Messung der Wasserschwundmengen technisch nicht mög-
lich oder der oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, 
so hat die oder der Gebührenpflichtige den Nachweis durch 
nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen 
muss sich insbesondere ergeben, aus welchen nachvoll-
ziehbaren Gründen Wassermengen der öffentlichen Abwas-
sereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese 
Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müs-
sen geeignet sein, der Stadt eine zuverlässige Schätzung 
der auf dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen 
zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen un-
schlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die gel-
tend gemachten Wasserschwundmengen nicht anerkannt. 
Soweit die oder der Gebührenpflichtige durch ein spezielles 
Gutachten bezogen auf ihre oder seine Wasserschwund-
mengen den Nachweis erbringen will, hat sie oder er die gut-
achterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehens-
weise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit der Stadt abzu-
stimmen. Die Kosten für das Gutachten trägt die oder der 
Gebührenpflichtige.  
 
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr 
durch einen schriftlichen Antrag bis zum 31.03. des nachfol-
genden Jahres durch die oder den Gebührenpflichtigen bei 
der Stadt geltend zu machen. Nach Ablauf dieses Datums 
findet eine Berücksichtigung der Wasserschwundmengen 
nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 31.03. des nach-
folgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonntag endet 
die Ausschlussfrist am darauffolgenden Montag. 
 
(8) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich 
4,92 €. 
 
 

§ 4a 
Grundgebühr für das Schmutzwasser 

 
(1) Die Grundgebühr für Schmutzwasser wird nach der 
Größe des auf dem Grundstück eingesetzten Frischwasser-
zählers berechnet.  
 
(2) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungs-
anlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsan-
lagen) hat der Gebührenpflichtige die Größe des auf seine  
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Kosten eingebauten und ordnungsgemäß funktionierenden 
Wasserzählers zu melden. Den Nachweis über den ord-
nungsgemäß funktionierenden Wasserzähler obliegt dem 
Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Ein-
bau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die 
Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Was-
sermengen (z.B. auf der Grundlage der durch die wasser-
rechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder 
auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden 
der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der statisti-
schen Verbräuche im Stadtgebiet) und daraus die Größe 
des fiktiven Wasserzählers zu schätzen. 
 
(3) Die Gebühr beträgt pro Jahr: 
 

Art des Wasserzäh-

lers 

pro Haushalt pro 

Jahr 

 Gesamt   

bis 4 m³/h (Q3)  65,00 €  

bis 10 m³/h (Q3)  162,00 €  

bis 16 m³/h (Q3)  260,00 € 

über 16 m³/h (Q3) 487,00 € 

  
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Nie-
derschlagswasser ist die Quadratmeterzahl der bebauten 
(bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche, 
von denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder 
nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die öffentliche Ab-
wasseranlage gelangen kann. Eine nicht leitungsgebundene 
Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten 
und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Ge-
fälles Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasseran-
lage gelangen kann.   
  
(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestig-
ten Flächen werden im Wege der Befragung der Eigentüme-
rinnen oder der Eigentümer der angeschlossenen Grundstü-
cke ermittelt. Die Grundstückseigentümerin oder der Grund-
stückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt auf Anforderung 
die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) 
und/oder befestigten sowie in die öffentliche Abwasseran-
lage abflusswirksamen Flächen auf ihrem oder seinem 
Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Die Stadt kann 
durch eine Überfliegung des Stadtgebietes Luftbilder von 
den Grundstücken erstellen. Mit Hilfe der Luftbilder wird ein 
zeichnerischer Lageplan zur Befragung der Grundstücksei-
gentümerin oder des Grundstückseigentümers entwickelt, 
aus welchem sich die bebauten und/oder befestigten ab-
flusswirksamen Flächen ergeben, von denen das Nieder-
schlagswasser in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. 
Insbesondere ist sie oder er verpflichtet, zu einem von der 
Stadt vorgelegten Lageplan über die bebauten (bzw. über-
bauten) und/oder befestigten sowie abflusswirksamen Flä-
chen auf ihrem oder seinem Grundstück Stellung zu nehmen 
und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Stadt zutreffend 
ermittelt wurden. Soweit erforderlich, kann die Stadt die Vor-
lage weiterer Unterlagen fordern. Kommt die Grundstücks-
eigentümerin oder der Grundstückseigentümer seiner Mit-
wirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück 
keine geeigneten Angaben/Unterlagen der Grundstücksei-
gentümerin oder des Grundstückseigentümers vor, wird die  
 

 
bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie ab-
flusswirksame Fläche von der Stadt geschätzt.  Die Daten-
erhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur 
ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungs-
pflicht der Stadt (z. B. Planung und ausreichende Dimensio-
nierung der öffentlichen Kanäle), zur verursachergerechten 
Abrechnung der Niederschlagswassergebühr und zum 
Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der Niederschlags-
wassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als 
Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden.    
 
(3) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten 
Fläche verändert, so hat die Grundstückseigentümerin oder 
der Grundstückseigentümer dies der Stadt innerhalb eines 
Monates nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. Für 
die Änderungsanzeige gilt § 5 Abs. 2 entsprechend. Die ver-
änderte Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche 
wird mit dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem 
die Änderungsanzeige durch den Gebührenpflichtigen der 
Stadt zugegangen ist.  
 
(4) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebau-
ter und/oder befestigter Fläche i.S.d. Abs. 1 1,26 €.  
 
(5) Wird eine Anlage zur Versickerung von Niederschlags-
wasser betrieben und ist bei der Anlage aufgrund der topo-
graphischen und/oder geologischen Verhältnisse weiterhin 
ein zusätzlicher Notüberlauf oder eine Sickerdrainage (Mul-
den-Rigolen-System) mit Anschluss an die öffentliche Ab-
wasseranlage erforderlich, so werden die an die Versicke-
rungsanlage angeschlossenen überdachten und befestigten 
Flächen bei der Ermittlung der berücksichtigungsfähigen 
Fläche nach § 5 Abs. 1 zu 20 % berücksichtigt. Vorausset-
zung ist, dass die Versickerungsanlage nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik bemessen ist und der Be-
messung ein Bemessungsregen zugrunde liegt, der in 5 
Jahren einmal erreicht oder überschritten wird (Überschrei-
tungshäufigkeit n = 0,2 in 1/a). 
 
(6) Bei einer lückenlosen Dachbegrünung im Sinne der 
Richtlinien für die Planung, Ausführung und Pflege von 
Dachbegrünungen der Forschungsgesellschaft Land-
schaftsentwicklung Landschaftsbau e. V. in Bonn (FLL) er-
folgt eine Reduzierung der anzurechnenden Dachfläche um 
bis zu max. 90 % auf schriftlichen Antrag, wenn ein Nach-
weis zur Speicherfähigkeit bzw. zum Abflussbeiwert der 
Dachbegrünung in Form einer Herstellerbescheinigung 
(Prüfzertifikat o.ä.) des Gründachherstellers, Fachbauleiter-
bescheinigung oder gleichwertige Nachweise nebst sche-
matischer Zeichnung des Gründachaufbaus vorgelegt wer-
den. Die Reduzierung bestimmt sich nach dem Abflussbei-
wert wie in folgender Tabelle angegeben. 
 

Abflussbeiwert Minderung der be-

grünten Fläche um 

0,5 50 % 

0,4 60 % 

0,3 70 % 

0,2 80 % 

0,1-0,0 90 % 

 
Kann der Abflussbeiwert nicht nachgewiesen werden, redu-
ziert sich die anzurechnende Dachfläche bei einer  
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lückenlosen Dachbegrünung im Sinne der Richtlinien für die 
Planung, Ausführung und Pflege von Dachbegrünungen der 
Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Land-
schaftsbau e. V. in Bonn (FLL) mit einer Aufbaustärke von 
mindestens 10 cm um 50 %. 
 
(7) Für an die öffentliche Abwasserkanalisation ange-
schlossene Flächen, von denen Niederschlagswasser im 
Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG in eine  
a) qualifizierte Regenwassernutzungsanlage 
(Brauchwasser im Haus z.B. Toilettenspülung, Reinigung, 
Wäschewaschen etc.) 
eingeleitet wird, erfolgt eine Verminderung der Nieder-
schlagswassergebühr in Höhe von 90 %. 
 
b) Zisterne (Garten-/Grünlandbewässerung) eingelei-
tet wird, erfolgt eine Verminderung der Niederschlagswas-
sergebühr um 50%. 
 
Eine qualifizierte Regenwassernutzungsanlage / Zisterne ist 
eine Anlage, die mindestens ein Fassungsvolumen von 1,75 
Kubikmeter und ein Rückhaltevolumen von 35 Litern   je an-
geschlossenem Quadratmeter aufweist. Die Verantwortlich-
keit für die ordnungsgemäße Errichtung und den ordnungs-
gemäßen Betrieb der qualifizierten Regenwassernutzungs-
anlage / Zisterne trägt die jeweilige Betreiberin oder der je-
weilige Betreiber. Wird auf dem Grundstück eine qualifizierte 
Regenwassernutzungsanlage betrieben und fällt durch die 
Nutzung des Niederschlagswassers (z.B. durch Verwen-
dung als Toilettenspülwasser oder zum Wäsche waschen) 
Schmutzwasser im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG 
an, welches der öffentlichen Abwasseranlage zum Zweck 
der Abwasserreinigung zugeführt werden muss, wird hierfür 
eine Schmutzwassergebühr erhoben. Die Wassermenge 
des Niederschlagswassers, welches durch Nutzung zum 
Schmutzwasser geworden ist, ist von den Gebührenpflichti-
gen durch einen messrichtig funktionierenden Wasserzähler 
nachzuweisen. Gemäß § 4 Absatz 5 Nr. 2 dieser Satzung 
muss der Wasserzähler in Anlehnung an das Mess- und 
Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut 
geeicht werden oder durch einen neuen Wasserzähler mit 
einer Konformitätserklärung der Herstellerin oder des Her-
stellers ersetzt werden. Aus der Konformitätserklärung muss 
sich ergeben, dass der Wasserzähler messrichtig funktio-
niert. Der Nachweis über die messrichtige Funktion sowie 
Eichung des Wasserzählers obliegt der oder dem Gebüh-
renpflichtigen. Ist der oder dem Gebührenpflichtigen der Ein-
bau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die 
Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Was-
sermengen zu schätzen (z. B. auf der Grundlage der durch 
die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemen-
gen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Be-
triebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichti-
gung der statistischen Verbräuche im Stadtgebiet). Eine 
Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht mess-
richtig funktioniert. Die Gebührenpflichtigen haben dafür auf 
Anforderung der Stadt die erforderlichen Angaben zu ma-
chen. 
 
(8) Bei Grundstücken mit genehmigten Regenwassernut-
zungsanlagen / Zisternen und längerem oder dauerhaftem 
Leerstand bzw. Nichtnutzung entfällt die Gebührenreduzie-
rung nach Abs. 7 a) und b) mit Ablauf von 60 Tagen nach 
letztmaliger Nutzung. Der Grundstückseigentümerin oder 
dem Grundstückseigentümer obliegen die entsprechenden 
Informationspflichten, unterlässt sie oder er dies, erfolgt eine  
 
 

 
Nachveranlagung der zu zahlenden Niederschlagswasser-
gebühren hinsichtlich der angeschlossenen Flächen ohne 
Berücksichtigung eines Abzugs. 
 
(9) Besteht in Bezug auf qualifizierte Regenwassernut-
zungsanlagen nach Abs. 7a) ein offenkundiges Missverhält-
nis zwischen der an die Regenwassernutzungsanlage ange-
schlossenen überdachten Fläche und der Nutzungsmenge 
des Regenwassers (welches über geeichte Messeinrichtun-
gen zu erfassen ist), so wird nur eine anteilige Minderung 
der an die Regenwassernutzungsanlage angeschlossenen 
überdachten Flächen nach Satz 1 Buchstabe a berücksich-
tigt. 
Ein Missverhältnis liegt vor, wenn der Verbrauch je m² ange-
schlossener Fläche im Jahresmittel 7,0 ltr/m² im Monat un-
terschreitet. Die Minderung des Abschlags ergibt sich dann 
aus folgender Berechnung: (Verbrauch in ltr. / angeschlos-
sene Fläche in m²) / 7,0 ltr/m² x 100. Es erfolgt eine max. 
Minderung des Abschlags um 50%. 
 
(10) Für an die öffentliche Abwasserkanalisation ange-
schlossene Flächen, von denen Niederschlagswasser im 
Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG auf einem 0° ge-
neigten Speicherdach / Retentionsdach (Flachdach ohne 
Kiesschüttung) zwecks Verdunstung zurückgehalten wird, 
erfolgt eine Verminderung der Niederschlagswassergebühr 
um bis zu max. 70 % der Speicherdachfläche.  
Ein Speicherdach / Retentionsdach in diesem Sinne besitzt 
eine Fläche von mind. 30 m² und mind. 30 mm mittlerer 
Stauhöhe. Der Anteil der Minderung ergibt sich aus der 
Stauhöhe auf dem Speicherdach in mm / 100 x 0,5 x 100.  
 
(11) Für an die öffentliche Abwasserkanalisation ange-
schlossene Flächen, von denen Niederschlagswasser im 
Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG im Rahmen von 
umfassenden „Blau-Grünen-Maßnahmen“, d.h. Kombinatio-
nen unterschiedlicher dezentraler Maßnahmen auf dem Pri-
vatgrundstück, die zudem nicht einzeln gemäß der vorher-
gehenden Absätze des § 5 betrachtet werden können 
(bspw. Fassadenbegrünungen, Kühlwände, Vernebelung, 
Zisternen, multifunktionale Wassergärten, etc.), bewirtschaf-
tet wird, erfolgt eine Verminderung der Niederschlagswas-
sergebühr um bis zu max. 90%. 
Die Minderung bemisst sich dabei nach der Wasserbilanz 
des unbebauten Grundstücks im Abgleich mit der Wirkungs-
weise der „Blau-Grünen-Maßnahmen“ des bebauten Grund-
stücks im langjährigen Mittel.  
Der Nachweis der Wirkung ist über ein(e) Wasserbilanzmo-
dell/-berechnung mit den drei Kernbestandteilen „Direktab-
fluss“, „Grundwasserneubildung“ und „Verdunstung“ nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu erbrin-
gen. Je geringer die geplante Wasserbilanz des bebauten 
Grundstücks von dem unbebauten Grundstück abweicht, 
desto höher die Minderung. Die prozentuale Abweichung 
bestimmt dabei die Höhe der Minderung.  
Sofern nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
für die Auslegung einzelner Maßnahmen Bemessungshäu-
figkeiten zu berücksichtigen sind, gilt es hier eine Häufigkeit 
von 0,1 (Wiederkehrzeit 10 Jahren) zu berücksichtigen. Bei 
Grundstücken mit mehr als 800 m² befestigter abflusswirk-
samer Fläche ist die Überflutungsprüfung im Fall von Blau-
Grünen-Maßnahmen mit einer Wiederkehrzeit von 100 Jah-
ren vorzunehmen. 
 
(12) Für die Einleitung von Niederschlagswasser von 
Grundstücken mit einer abflusswirksamen Fläche von 800 
m² oder mehr ist dabei auch ein Nachweis für die  
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Überprüfung der Sicherheit gegen Überflutung bzw. einer 
kontrollierten schadlosen Überflutung (Überflutungsnach-
weis) nach den allgemeinen anerkannten Regeln der Tech-
nik zu führen.  
 

§ 6 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Mo-
nats, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung 
des Anschlusses folgt.     
 
(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Sat-
zung bereits bestehen, beginnt die Gebührenpflicht nach 
dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 
 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des An-
schlusses an die Abwasseranlage. Endet die Gebühren-
pflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsge-
bühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die Verän-
derung erfolgt. 
 
 

§ 7 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtige sind 
 
a) die Grundstückseigentümerin oder der Grund-
stückseigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, auch 
die oder der Erbbauberechtigte, 
b) die Nießbraucherin oder der Nießbraucher oder 
die- bzw. derjenige, die oder der ansonsten zur Nutzung des 
Grundstücks dinglich berechtigt ist, 
c) die Straßenbaulastträgerin oder der Straßenbau-
lastträger für die Straßenoberflächenentwässerung, 
d) der Mieter oder Pächter, sofern dieser den Versor-
gungsvertrag über den Frischwasserbezug mit der Stadt-
werke Lemgo GmbH abgeschlossen hat.  
  
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.  
 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist die neue 
Grundstückseigentümerin oder der neue Grundstückseigen-
tümer vom Beginn des Monats an gebührenpflichtig, der 
dem Monat der Rechtsänderung im Grundbuch folgt. Für 
sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigen-
tums- bzw. Nutzungswechsel hat die oder der bisherige Ge-
bührenpflichtige der Stadt innerhalb eines Monats nach der 
Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen.  
 

§ 8 
Fälligkeit der Gebühr 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die Gebühren 
können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden. 
 
 
(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen 
der Zähler der Zählereinrichtungen erfolgt einmal jährlich, 
und zwar zum Jahresbeginn für das abgelaufene Kalender-
jahr. Soweit erforderlich, kann sich die Stadt hierbei der Mit-
arbeit der Gebührenpflichtigen bedienen. 
 
 
 
 

 
§ 9 

Vorausleistungen und Abschlagszahlungen 
 
(1) Die Stadt erhebt jeweils zum 15. eines Monats je-
den Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 KAG NRW Vorausleis-
tungen in elf monatlichen Vorauszahlungsbeträgen auf die 
Grund- und Verbrauchsjahresschmutzwassergebühr in 
Höhe der Schmutzwassermenge, die sich aus der Abrech-
nung des Vorjahres ergibt. Ist eine solche Berechnung nicht 
möglich, bemessen sich die Vorausleistungen und Teilzah-
lungen nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichba-
rer Haushalte oder Betriebe.  
 
 
(2) Die Schmutzwassergebühr nach § 4 Abs. 5 ent-
steht zu Beginn des jeweiligen Kalenderjahres. Sofern die 
Stadt die Festsetzung der Schmutzwassergebühren zusam-
men mit der Grundsteuer vornimmt, erhebt sie am 15.02, 
15.05., 15.08. und 15.11. jeden Kalenderjahres Abschlags-
zahlungen auf die Grund- und Zusatzjahres-Schmutzwas-
sergebühr in Höhe von ¼ des Betrages, der sich aus der 
Abrechnung des Vorjahres ergibt. Ist eine solche Berech-
nung nicht möglich, bemessen sich die Abschlagszahlungen 
nach dem durchschnittlichen Wassergebrauch vergleichba-
rer Haushalte oder Betriebe. 
 
(3) Die Stadt erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. jeden Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 KAG NRW Ab-
schlagszahlungen auf die Jahres-Niederschlagswasserge-
bühr in Höhe von ¼ der bebauten (bzw. überbauten) 
und/oder befestigten sowie abflusswirksamen Flächen, die 
sich aus der Abrechnung des Vorjahres ergibt. Die Nieder-
schlagswassergebühr entsteht am 01.01. des jeweiligen Ka-
lenderjahres. 
 
(4)  Der Vorausleistungssatz entspricht dem Gebührensatz 
für das jeweilige Kalenderjahr. 
 
(5) Die Grundgebühr und die Jahresschmutzwassergebühr 
entsteht entstehen mit Ausnahme der Jahresschmutzwas-
sergebühren nach § 4 Abs. 5 erst am 31.12. des jeweiligen 
Kalenderjahres. Die Endabrechnung und endgültige Fest-
setzung erfolgt im darauf folgenden Kalenderjahr durch Be-
scheid. 
 
(6)  Ergibt sich bei der Abrechnung der Schmutzwasserge-
bühren, dass zu hohe Vorausleistungen bemessen wurden, 
so wird der übersteigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. 
Wurden Vorausleistungen zu gering bemessen, wird der 
fehlende Betrag bei der Abrechnung nacherhoben. Nach der 
Beendigung des Benutzungsverhältnisses werden zu viel 
gezahlte Vorausleistungen erstattet. Die auf einen zurücklie-
genden Erhebungszeitraum bezeichneten Abrechnungsbe-
träge sowie die sich aus der Abrechnung der Vorausleistun-
gen ergebenden Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 10 
Verwaltungshelfer 

 
Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Ge-
bühren und Vorauszahlungen der Hilfe der Stadtwerke 
Lemgo GmbH als Verwaltungshelfer, der zuständigen Was-
serversorgerin oder des zuständigen Wasserversorgers 
oder einer bzw. eines anderen von ihr beauftragten Dritten 
zu bedienen. 
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§ 11 

Auskunftspflichten 
 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berech-
nung der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen so-
wie Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben zu dul-
den, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück betreten, 
um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu über-
prüfen.  
 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus 
sonstigen Gründen nicht zu erlangen, so kann die Stadt die 
für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter Berück-
sichtigung aller sachlichen Umstände schätzen oder durch 
eine anerkannte Sachverständige oder einen anerkannten 
Sachverständigen auf Kosten der oder des Gebührenpflich-
tigen schätzen lassen. 
 
 

§ 12 
Billigkeits- und Härtefallregelung 

 
Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzel-
fall besondere, insbesondere nicht beabsichtigte Härten, so 
können die Kanalanschlussbeiträge, Abwassergebühren 
und der Kostenersatz gestundet, ermäßigt, niedergeschla-
gen oder erlassen werden.  
 
 

§ 13 
Zwangsmittel 

 
Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zu-
widerhandlungen gegen diese Satzung richtet sich nach den 
Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW. 
 
 

§ 14 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2027 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über die Erhebung 
von Abwassergebühren in der Stadt Lemgo vom 20.12.2022 
außer Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die Satzung vom 14.07.2026 der Alten Hansestadt Lemgo 
über die Erhebung von Abwassergebühren in der Stadt 
Lemgo (Abwassergebührensatzung) wird hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW vom 02.09.1994, S. 
666) in der zurzeit gültigen Fassung beim Zustandekommen 
dieser Satzung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf 
von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 
 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestim-

mung) ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbe-
schluss (Ratsbeschluss) vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Alten Hansestadt Lemgo vor-
her gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Lemgo, 14.07.2026 
 
 
     (Baier) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

263 Satzung über die Entsorgung von  

 Grundstückentwässerungsanlagen 
 
Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwäs-
serungsanlagen auf dem Gebiet der Stadt Lemgo -Ent-
sorgungssatzung- vom 14.07.2026. 
 
Aufgrund 
 
- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV. NRW. 
2025, S. 618), in der jeweils geltenden Fassung, 
 
- der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 05.03.2024 (GV. NRW. 2024, S. 
155), in der jeweils geltenden Fassung, 
 
- der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.), zuletzt geändert 
durch Art. 7 des Gesetzes vom 29.03.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 
84 vom 01.04.2026), in der jeweils geltenden Fassung, 
 
- des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes 
vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 17.12.2021 (GV. NRW 2021, 
S. 1470), in der jeweils geltenden Fassung, 
 
- der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO 
Abw – GV. NRW., S. 602 ff. – im Satzungstext bezeichnet 
als SüwVO Abw NRW), zuletzt geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Landeswasserrechts vom 
04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff.), in der jeweils gelten-
den Fassung sowie 
 
- des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 
(BGBl. I 1997, S. 602), zuletzt geändert durch Art. 21 des 
Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. I Nr. 349 vom 22.12.2025) 
in der jeweils geltenden Fassung;  
 
hat der Rat der Alten Hansestadt Lemgo am 13.07.2026 fol-
gende Satzung beschlossen: 
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§ 1 

Allgemeines 
 
(1) Die Stadt betreibt in ihrem Gebiet die Entsorgung 
des Inhaltes der Grundstücksentwässerungsanlagen als öf-
fentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und wirt-
schaftliche Einheit.  
 
(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne die-
ser Satzung sind abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen 
für Schmutzwasser im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
WHG. Betreiberin oder Betreiber der Grundstücksentwässe-
rungsanlage ist die Grundstückseigentümerin oder der 
Grundstückseigentümer. Die Grundstücksentwässerungs-
anlage ist gemäß § 60 WHG und § 56 LWG NRW nach den 
jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik zu 
bauen, zu betreiben und zu unterhalten. 
 
(3) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage 
sowie Abfuhr und Behandlung der Anlageninhalte. Zur 
Durchführung der Entsorgung kann sich die Stadt Dritter als 
Erfüllungsgehilfen bedienen. 
 

§ 2 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jede Eigentümerin oder jeder Eigentümer eines im 
Gebiet der Stadt liegenden Grundstückes ist als Nutzungs-
berechtige/Nutzungsberechtiger des Grundstücks im Sinne 
des § 48 LWG NRW vorbehaltlich der Einschränkungen in 
dieser Satzung berechtigt, von der Stadt die Entsorgung ei-
ner Grundstücksentwässerungsanlage und die Übernahme 
des Inhaltes zu verlangen (Anschluss- und Benutzungs-
recht). 
 
(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläran-
lagen von der Entleerung ausgeschlossen, bei denen die 
Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfallenden Klär-
schlammes auf Antrag der Stadt von der zuständigen Be-
hörde gemäß § 49 Abs. 5 Satz 2 LWG NRW auf die Nut-
zungsberechtige oder den Nutzungsberechtigten des 
Grundstücks übertragen worden ist. 
 

§ 3 
Begrenzung des Benutzungsrechtes 

 
(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist 
Abwasser ausgeschlossen, das aufgrund seiner Inhalts-
stoffe, 
 
1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter verletzt oder Geräte und 
Fahrzeuge in ihrer Funktion beeinträchtigt oder 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäf-
tige Personal gefährdet oder gesundheitlich beeinträchtigt 
oder 
3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand 
angreift oder ihren Betrieb, die Funktionsfähigkeit oder die 
Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteuert oder behindert 
oder 
4. die Klärschlammbehandlung,-beseitigung oder -
verwertung beeinträchtigt oder  verteuert oder  
5. die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so 
erheblich stört, dass dadurch die Anforderungen der was-
serrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten wer-
den können. 
 
 

 
(2) Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwas-
sers mit dem Ziel, Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfol-
gen. 
 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Jede anschlussberechtigte Grundstückseigentü-
merin oder jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentü-
mer ist als Nutzungsberechtige / Nutzungsberechtiger des 
Grundstücks im Sinne des § 48 LWG NRW verpflichtet, die 
Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlage aus-
schließlich durch die Stadt zuzulassen und den zu entsor-
genden Inhalt der Stadt zu überlassen (Anschluss- und Be-
nutzungszwang). 
 
(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für 
das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende häusliche 
Abwasser.  
 
(3) Die Stadt kann im Einzelfall die Grundstückseigen-
tümerin oder den Grundstückseigentümer für das in land-
wirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser auf Antrag 
vom Anschluss- und Benutzungszwang befreien, wenn die 
Voraussetzungen des § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW 
vorliegen oder die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 49 
Abs. 5 Satz 2 LWG NRW gegeben sind. Hierzu muss die 
Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer 
nachweisen, dass das Abwasser im Rahmen der pflanzen-
bedarfsgerechten Düngung auf landwirtschaftlich, forstwirt-
schaftlich oder gärtnerisch genutzten Böden ohne Beein-
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den 
wasserrechtlichen, abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen 
und immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen aufge-
bracht wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn die Landwirtin 
oder der Landwirt eine wasserrechtliche, abfallrechtliche, 
naturschutzrechtliche und immissionsschutzrechtliche Un-
bedenklichkeitsbescheinigung der zuständigen Behörden 
vorlegt.  
 

§ 5 
Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstück-

sentwässerungsanlage 
 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Zu-
wegung sind so zu bauen, dass die Stadt oder die von ihr 
beauftragten Dritten mit Entsorgungsfahrzeugen die Entlee-
rung durchführen können. Die Grundstücksentwässerungs-
anlage muss frei zugänglich sein, der Deckel muss durch 
eine Person zu öffnen sein. 
 
(2) Die Grundstückseigentümerin oder der Grund-
stückseigentümer hat Mängel im Sinne des Abs. 1 nach Auf-
forderung der Stadt zu beseitigen und die Grundstücksent-
wässerungsanlage in einen ordnungsgemäßen Zustand zu 
bringen. 
 

§ 6 
Durchführung der Entsorgung 

 
(1) Der Inhalt von Kleinkläranlagen ist bei einem Ab-
fuhrbedarf, mindestens jedoch im zweijährigen Abstand zu 
entsorgen. Ein Abfuhrbedarf ist dann gegeben, wenn der 
Schlammspeicher der Kleinkläranlage mindestens zu 50 % 
gefüllt ist. Das Nichtvorliegen eines Abfuhrbedarfes ist durch 
die Grundstückseigentümerin oder den Grundstückseigen-
tümer gegenüber der Stadt durch Wartungsprotokoll (mit ei-
ner integrierten Schlammspiegel-Messung) mit einer von ihr  
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oder ihm beauftragten Wartungsfirma nachzuweisen. Liegt 
ein Abfuhrbedarf nachweisbar nicht vor, so wird die Abfuhr 
grundsätzlich um ein Jahr verschoben. Nach Ablauf dieses 
Jahres wird durch die Stadt erneut geprüft, ob ein Abfuhrbe-
darf besteht. Für diese Prüfung hat die Grundstückseigentü-
merin oder der Grundstückseigentümer der Stadt erneut ein 
aktuelles Wartungsprotokoll (mit integrierter Schlammspie-
gel-Messung) vorzulegen. Darüber hinaus hat die Grund-
stückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer die 
Entleerung des Inhaltes der Kleinkläranlage rechtzeitig 
mündlich oder schriftlich zu beantragen. 
 
(2) Abflusslose Gruben sind bei einem Abfuhrbedarf, 
mindestens aber einmal im Jahr zu entleeren. Ein Bedarf 
liegt vor, wenn die abflusslose Grube bis 50 % des nutzba-
ren Speichervolumens angefüllt ist. Ist die abflusslose Grube 
mit einer Füllstandsanzeige und einer Warnanlage ausge-
rüstet, so liegt ein Bedarf vor, wenn die abflusslose Grube 
bis auf 80 % des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. 
Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigen-
tümer hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich oder schrift-
lich zu beantragen.  
 
(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des 
Entsorgungsplans kann die Stadt den Inhalt der Grundstück-
sentwässerungsanlage entsorgen, wenn besondere Um-
stände eine Entsorgung erfordern oder die Voraussetzun-
gen für eine Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf Ent-
sorgung unterbleibt. 
 
(4) Die Stadt bestimmt den genauen Zeitpunkt sowie 
die Art und Weise der Entsorgung. 
 
(5) Zum Entsorgungstermin hat die Grundstückseigen-
tümerin oder der Grundstückseigentümer unter Beachtung 
der Vorgaben in § 5 Abs. 2 dieser Satzung die Grundstück-
sentwässerungsanlage freizulegen und die Zufahrt zu ge-
währleisten.  
 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der 
Entleerung unter Beachtung der Betriebsanleitung, den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik und der wasser-
rechtlichen Erlaubnis wieder in Betrieb zu nehmen. 
 
(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das 
Eigentum der Stadt über. Die Stadt ist nicht verpflichtet, da-
rin nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen 
zu lassen. Werden Wertgegenstände gefunden, sind sie als 
Fundsache zu behandeln. 
 

§ 7 
Anmeldung und Auskunftspflicht 

 
(1) Die Grundstückseigentümerin oder der Grund-
stückseigentümer hat der Stadt das Vorhandensein von 
Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben anzuzeigen. Die 
für die Genehmigung einer derartigen Anlage vorhandenen 
baurechtlichen und wasserrechtlichen Vorschriften bleiben 
unberührt. 
 
(2) Die Grundstückseigentümerin oder der Grund-
stückseigentümer ist verpflichtet, über § 7 dieser Satzung 
hinaus der Stadt alle zur Durchführung dieser Satzung erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen. 
 
(3) Erfolgt ein Eigentümerwechsel bei dem Grund-
stück, so sind sowohl die bisherige oder der bisherige als  
 

 
auch die neue Eigentümerin oder der neue Eigentümer ver-
pflichtet, die Stadt unverzüglich schriftlich zu benachrichti-
gen. 
 

§ 8 
Entleerung der Grundstücksentwässerungsanlagen 

und Betretungsrecht 
 
(1) Die Stadt hat gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 LWG 
NRW die Pflicht, den Klärschlamm aus Kleinkläranlagen so-
wie gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 LWG NRW das Abwas-
ser aus abflusslosen Gruben zu entsorgen. Die Stadt kann 
hierzu auch Dritte beauftragen (§ 56 Satz 3 WHG). Den Be-
diensteten sowie den Beauftragten der Stadt ist gemäß § 98 
Abs. 1 LWG NRW zur Prüfung der Einhaltung der Vorschrif-
ten dieser Satzung, ungehinderter Zutritt zu den in Frage 
kommenden Teilen des Grundstücks und der Grundstück-
sentwässerungsanlage zu gewähren. Die Beauftragten ha-
ben sich auf Verlangen durch einen von der Stadt ausge-
stellten Dienstausweis auszuweisen. 
 
(2) Die Grundstückseigentümerin oder der Grund-
stückseigentümer hat das Betreten und Befahren ihres oder 
seines Grundstücks zum Zwecke der Entsorgung gemäß § 
98 LWG NRW zu dulden. 
 

§ 9 
Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwas-

serleitungen, die Schmutzwasser den Grundstücksent-
wässerungsanlagen zuleiten 

 
(1) Für die Zustands- und Funktionspüfung bei priva-
ten Abwasserleitungen, die Schmutzwasser privaten Grund-
stücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlage, abflusslose 
Grube) zuleiten, gilt die Verordnung zur Selbstüberwachung 
von Ab-wasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung 
Abwasser – SüwVO Abw NRW). Private Abwasserleitungen 
sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW so 
zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass die An-
forderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten wer-
den. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW gegen-
über der Stadt. 
 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Ab-
wasserleitungen dürfen nur durch anerkannte Sachkundige 
gemäß § 12 SüwVO Abw NRW durchgeführt werden. 
 
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich 
oder unzugänglich verlegte private Abwasserleitungen zum 
Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit die-
sem vermischten Niederschlagswasser einschließlich ver-
zweigter Leitungen unter der Keller-Bodenplatte oder der 
Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige 
Einsteigschächte oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. Aus-
genommen von der Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwVO 
Abw NRW Abwasserleitungen, die der alleinigen Ableitung 
von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dich-
ten Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Abwas-
ser aufgefangen und erkannt wird. 
 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt 
eine Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwas-
serleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 
9 SüwVO Abw NRW. Nach § 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 
2020 hat die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grund-
stücks bzw. nach § 8 Abs. 7 SüwVO Abw NRW die oder der  
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Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die Schmutz-
wasser führen, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer wesent-
lichen Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik auf deren Zu-
stand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüf-
pflicht und Prüffristen für bestehende Abwasserleitungen er-
geben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 2 bis Abs. 5 SüwVO 
Abw NRW 2020. Legt die Stadt darüber hinaus durch geson-
derte Satzung gemäß § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW 
Prüffristen fest, so werden die betroffenen Grundstücksei-
gentümerinnen oder Grundstückseigentümer bzw. Erbbau-
berechtigten durch die Stadt hierüber im Rahmen der ihr ob-
liegenden Unterrichtungs- und Beratungspflicht (§ 46 Abs. 2 
Satz 3 LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die 
Stadt Satzungen nach altem Recht gemäß § 46 Abs. 2 Satz 
2 LWG NRW fortführt. 
 
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen gemäß 
§ 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik durchgeführt werden.  
 
(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das 
Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer Be-
scheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW zu do-
kumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 
2 Satz 2 SüwVO Abw NRW genannten Anlagen beizufügen. 
Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der Stadt durch die 
Grundstückseigentümerin oder den Grundstückseigentümer 
oder die oder den Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 
6 SüwVO Abw NRW) unverzüglich nach Erhalt vom Sach-
kundigen vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfestellung 
durch die Stadt erfolgen kann.  
 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 
01.01.1996 auf Zustand und Funktionstüchtigkeit geprüft 
worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW keiner 
erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung 
den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen 
entsprochen haben. 
 
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungs-
zeitpunkt ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von den 
Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW kann die 
Stadt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW nach 
pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 
 

§ 10 
Haftung 

 
(1) Die Grundstückseigentümerin oder der Grund-
stückseigentümer haftet für Schäden in Folge mangelhaften 
Zustandes oder unsachgemäßer Benutzung ihrer oder sei-
ner Grundstücksentwässerungsanlage oder Zuwegung. In 
gleichem Umfang hat sie oder er die Stadt von Ersatzan-
sprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden 
geltend gemacht werden. 
 
(2) Kommt die Grundstückseigentümerin oder der 
Grundstückseigentümer ihren oder seinen Verpflichtungen 
aus dieser Satzung nicht oder nicht ausreichend nach und 
ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist sie oder er 
zum Ersatz verpflichtet. 
 
(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung 
wegen höherer Gewalt nicht oder nicht rechtzeitig durchge-
führt werden, hat die Grundstückseigentümerin oder der  
 

 
Grundstückseigentümer keinen Anspruch auf Schadenser-
satz oder Ermäßigung der Benutzungsgebühr. Im Übrigen 
haftet die Stadt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
 

§ 11 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Für die Entsorgung der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen erhebt die Stadt nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG 
NRW und § 54 LWG NRW Abwassergebühren (Benut-
zungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 
KAG NRW. 
 
(2) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiterinnen und 
Kleineinleiter (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs.1 Satz 
1 AbwAG NRW) wird im Rahmen der Gebührenerhebung 
nach dieser Satzung von der- oder demjenigen erhoben, die 
oder der eine Kleinkläranlage betreibt, welche nicht den An-
forderungen des § 60 WHG und § 56 LWG NRW entspricht. 
 
(3) Für das Abfahren und die Behandlung von Klär-
schlamm aus Kleinkläranlagen in das Zentralklärwerk und 
für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus ab-
flusslosen Gruben und deren Beseitigung wird die Gebühr 
nach der abgefahrenen Menge in m³ erhoben. Zur Abfuhr-
menge gehört auch das für das Absaugen etwa erforderliche 
Spülwasser. Als Berechnungseinheit gilt der Kubikmeter ab-
gefahrenen Klärschlamms bzw. Grubeninhalts, gemessen 
an der Messeinrichtung des Entsorgungsfahrzeuges. 
 
(4) Die Gebühr beträgt 65,50 €/m³ abgefahrenen Klär-
schlamm bzw. abgefahrener Menge Grubeninhalts. 
 
(5) Die Gebührenpflicht gemäß Abs. 2 entsteht mit 
dem Zeitpunkt der Abfuhr. 
  
(6) Bei der Entsorgung ist die Menge des abzufahren-
den Grubeninhalts zu ermitteln. Der ermittelte Wert soll von 
der Grundstückseigentümerin oder vom Grundstückseigen-
tümer oder deren/dessen Beauftragten bestätigt werden. 
 
(7) Gebührenpflichtige oder Gebührenpflichtiger ist die 
Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer, 
die oder der Erbbauberechtigte oder die oder der sonst zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte, auf deren 
oder dessen Grundstück die Kleinkläranlage betrieben wird. 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
(8) Die Veranlagung zur Benutzungsgebühr wird dem 
Gebührenpflichtigen durch einen Gebührenbescheid be-
kannt gegeben. Die Benutzungsgebühr wird einen Monat 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 
(9) Eine Kleineinleiter-Abgabe wird erhoben, wenn 
eine Kleinkläranlage nicht den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik im Sinne des § 60 WHG und § 56 LWG 
NRW entspricht.  
 

§ 12 
Berechtigte und Verpflichtete 

 
Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentüme-
rin oder den Grundstückseigentümer ergebenden Rechte 
und Pflichten als Nutzungsberechtigte/ Nutzungsberechtig-
ter des Grundstücks im Sinne des § 48 LWG NRW gelten 
entsprechend auch für Wohnungseigentümerinnen oder 
Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und sonstige zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte. Die sich aus  
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den §§ 3, 4, 5, 6 sowie 8 und 9 ergebenden Pflichten gelten 
auch für jede schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigte oder 
jeden schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten als Nut-
zungsberechtigte/ Nutzungsberechtigter des Grundstücks 
im Sinne des § 48 LWG NRW, soweit die Pflichten nicht un-
mittelbar an die Grundstückseigentümerin bzw. den Grund-
stückseigentümer gerichtet sind. Mehrere Verpflichtete haf-
ten als Gesamtschuldner. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig 
 
a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen 
des § 3 entspricht, 
b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung an-
schließt oder sie nicht benutzt, 
c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den An-
forderungen des § 5 Abs. 1 baut, betreibt und unterhält oder 
einer Aufforderung der Stadt nach § 5 Abs. 2 zur Beseitigung 
der Mängel nicht nachkommt, 
d) entgegen § 6 Abs. 1 und Abs. 2 die Entleerung nicht 
oder nicht rechtzeitig beantragt, 
e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage nicht freilegt oder die Zufahrt nicht gewährleis-
tet, 
f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage nicht wieder in Betrieb nimmt, 
g) seinen Auskunfts- und Mitteilungspflichten nach § 
7 nicht nachkommt, 
h) entgegen § 8 Abs. 1 den Zutritt nicht gewährt, 
i) entgegen § 8 Abs. 2 das Betreten und Befahren 
seines Grundstücks nicht duldet. 
j) entgegen § 9 Abs. 6 Satz 3 die Bescheinigung über 
das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung nicht vor-
legt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu 50.000 € geahndet werden (§ 123 Abs. 4 LWG NRW). 
 

§ 14 
Begriff des Grundstücks 

 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der 
Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende 
Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit 
bildet. 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit dem 01.01.2027 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung über die Entsorgung von Grundstücksent-
wässerungsanlagen auf dem Gebiet der Stadt Lemgo -Ent-
sorgungssatzung- vom 04.10.2001 außer Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwäs-
serungsanlagen auf dem Gebiet der Stadt Lemgo – Entsor-
gungssatzung - vom 14.07.2026 wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW vom 02.09.1994, S. 
666) in der zurzeit gültigen Fassung beim Zustandekommen 
dieser Satzung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf 
von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestim-
mung) ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbe-
schluss (Ratsbeschluss) vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Alten Hansestadt Lemgo vor-
her gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
 
Lemgo, 14.07.2026 
 
 
     (Baier) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
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Gemeinde Schlangen 
 

264 Bekanntmachung über die Widmung eines  

 Teilstückes des „Stettiner  Weg“ der  
 Gemeinde Schlangen im Ortsteil Schlangen 
 
Hinweis gemäß § 14 Abs. 1 Satz 2 der Hauptsatzung der 
Gemeinde Schlangen vom 19. November 2020 in der 
Fassung der 3. Änderung vom 16.04.2026 i.V.m. § 6 Abs. 
1 Satz 2 BekanntmVO NRW 
 
 
Die Gemeinde Schlangen hat die am 09.07.2026 vom Rat 
beschlossene Widmung eines Teilstückes des „Stettiner 
Weg“ Ortsteil Schlangen der Gemeinde Schlangen  am 
14.07.2026 auf der Internetseite der Gemeinde Schlangen 
unter www.gemeinde-schlangen.de – öffentliche Bekannt-
machungen – bekanntgemacht.  
 
 
Gemeinde Schlangen, den 15.07.2026 
 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Marcus Püster 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

265 Bekanntmachung über die Erhebung von  

 Elternbeiträgen für die Offene Ganztagsschule 
 im Primarbereich der Gemeinde Schlangen 
 
Hinweis gemäß § 14 Abs. 1 Satz 2 der Hauptsatzung der 
Gemeinde Schlangen vom 19. November 2020 in der 
Fassung der 3. Änderung vom 16.04.2026 i.V.m. § 6 Abs. 
1 Satz 2 BekanntmVO NRW 
 
 
Die Gemeinde Schlangen hat die Satzung am 09.07.2026 
vom Rat beschlossene Satzung über die Erhebung von El-
ternbeiträgen für die Offene Ganztagsschule im Primarbe-
reich der Gemeinde Schlangen am 14.07.2026 auf der Inter-
netseite der Gemeinde Schlangen unter 
www.gemeinde-schlangen.de – öffentliche Bekanntma-
chungen – bekanntgemacht.  
 
 
Gemeinde Schlangen, den 15.07.2026 
 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Marcus Püster 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

266 Bekanntmachung über die Neuauszählung der 

 Wahlbezirke 11 und 12 der Ratswahl 2025 in der 
 Gemeinde Schlangen 
 

 
 
 
Hinweis gemäß § 14 Abs. 1 Satz 2 der Hauptsatzung der 
Gemeinde Schlangen vom 19. November 2020 in der 
Fassung der 3. Änderung vom 16.04.2026 i.V.m. § 6 Abs. 
1 Satz 2 BekanntmVO NRW 
 
 
Die Gemeinde Schlangen hat die Öffentliche Bekanntma-
chung über die Neuauszählung der Wahlbezirke 11 und 12 
der Ratswahl 2025 in der Gemeinde Schlangen gemäß § 83 
Abs. 3 in Verbindung mit § 4 Ziff. 9 Kommunalwahlordnung 
NRW aufgrund Prozessvergleichs im Verfahren VG Minden 
2 K 99/26 (Vergleichsvorschlagsbeschluss v. 15.05.2026) 
am 20.07.2026 auf der Internetseite der Gemeinde Schlan-
gen unter https://www.gemeinde-schlangen.de/ge-
meinde/rathaus/bekanntmachungen.php – bekanntge-
macht.  
 
 
Gemeinde Schlangen, den 20.07.2026 
 
 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Marcus Püster 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

http://www.gemeinde-schlangen.de/
http://www.gemeinde-schlangen.de/
https://www.gemeinde-schlangen.de/gemeinde/rathaus/bekanntmachungen.php
https://www.gemeinde-schlangen.de/gemeinde/rathaus/bekanntmachungen.php
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Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
 

267 Aufgebot einer Sparurkunde: Nr. 3010166852 

 
Die Sparurkunde Nr. 3010166852 ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter als Rechtsnachfol-
ger der ehemaligen Sparkasse Paderborn-Detmold ist ab-
handengekommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen drei Monaten unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos 
erklärt. 
 
Paderborn, 14. Juli 2026 
 
 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

268 Aufgebot einer Sparurkunde: Nr. 3742028305 

 
Die Sparurkunde Nr. 3742028305 ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter als Rechtsnachfol-
ger der ehemaligen Sparkasse Detmold ist abhandenge-
kommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen drei Monaten unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos 
erklärt. 
  
Paderborn, 15. Juli 2026 
  
 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 

269 Aufgebot einer Sparurkunde: Nr. 3742247012 

 
Die Sparurkunde Nr. 3742247012 ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter als Rechtsnachfol-
ger der ehemaligen Sparkasse Detmold ist abhandenge-
kommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen drei Monaten unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos 
erklärt. 
 
Paderborn, 15. Juli 2026 
 
 

 

 
Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 

Der Vorstand 
Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 

 
 
 

270 Kraftloserklärung von Sparurkunden:  

 Nr. 3325251159 und Nr. 3325251209 
 
Da die Sparurkunden Nr. 3325251159 und Nr. 3325251209, 
ausgestellt von der Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
als Rechtsnachfolger der ehemaligen Sparkasse Höxter, 
aufgrund unseres Aufgebots vom 18.03.2026 nicht vorge-
legt wurden, werden sie für kraftlos erklärt. 
 
Paderborn, 15. Juli 2026 
 
 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 27.07.2026 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


